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andere Fälle "als Ausstände und Aussperrungen aus.
Seit das Einigungsamt nach dem ReichstagSbeschluß
auch auf Anregung einer Partei entscheiden sann, wird
es bei jedem Streite über die Arbeitsbedingungen zu-
ständig, auch wenn ber unzufriedene Arbeiter noch in
dem betreffenden Betriebe in Arbeit steht unb auch wenn
er von seinem Arbeitgeber unter Streit über bie Arbeits-
bedingungen bereits entlassen worben ist. In dem einen
Falle handelt es sich um bie Fortsetzung, in dem anderen
um die Wiederaufnahme des ArbeitsoerhälinisieS. Daß
eine solche willkürliche und praktisch unbe-
grenzte Einmischung eines Einignngs-
a m t e S in bie inneren Verhältniße eines Betriebes bem
Unternehmerthnm nicht erwünscht jein sann, liegt auf ber
Haub. Die Frage ist nur: nutzt sie ben Arbeitern
etwas? Die «ozialpolitiker ber Stubirftube erwarten
bas. Ader nichts kann falscher sein. Was dem
EinigungSamte das Einschreitungsrecht giebt, ist das
Moment bes „StteiteS über die Arbeitsbedingungen".
Wenn es dem Unternehmer gelingt, diesen zu vermeiden,
so bleibt er von dem Gesetze ungeschoren. 3 u m
„Streiten" gehöre» stets Zwei. Greift ein
Arbeiter ober eine Gruppe von Arbeitern künftig einen
solchen Streitpunkt auf, bann bleibt bem Unter-
nehmer nur der Ausweg, sie kurzer Hand
ohne Angabe eines Gmiides unb ohne auf
ihre Beschwerben auch nur zu antworten, zu entlassen.
Anbers kann er sich vor ber Einmischung beS Einigungs-
amtes in seine Angelegenheit nicht schütze». Tas Gesetz
geht barauf aus, eine Zwangsverhanblung zu schaffe»,
indem es einen Erscheinungszwang vor bem EiingungS-
amt einführt. Was es aber in Wirklichkeit thut, bas
ist eine Beseitigung auch berjenigen privaten
Aussprache zwischen Unternehmer unb Arbeiter über
bie Arbeitsbebingungen, die es bisher gab unb bie
allenthalben bie Regel war. Rian hat bei bem Gesetze
eben vergessen, daß ber Unternehmer hinsichtlich
der staatlichen Eimuischung in seine Privatangelegenheiten
gleiches Recht mit den anderen Staatsbürgern ver-
langt und sich nicht ohne Weiteres durch
Gesetze chikaniren läßt. Einst erließ man Aus-
nahmegesetze gegen die Sozialdemokratie. Heute find
wir soweit gekommen, daß mau b a 6 Unternehmer»
thum unter Ausnahmegesetze stellt, bem
Dentschlanb an erster Stelle seinen industriellen Auf-
schwung verdankt. So geht's im Wandel der Zeiten".

Ja, wir sind wirklich erschrecklich weit gekommen.
Die Willkür ber Unternehmer soll nur ein klein
wenig eingebämmt werben; flugs kommeir sie nnd
schreien über Ausnahmegesetze, welche bie Regierung
— man bente 1 — gegen dieselben Leute ansheckt, bie
ihnen * 12 000 zur Agitation für die Zucht-
hausvorlage vorgestreckt haben. So etwas ist
wirklich unerhört unb wir begreifen die Aufregung ber
Scharfmacher.

Daß übrigens für ju ou .iLeiatzr^vestrhi, ore
Gewerbegerlchisnovelle könne Gesetz werden, scheint 11116
aus der Thatsache hervorzugehen, daß die „Köln. Ztg."
sich bemüht, den Unternehmern das Gesetz mundgerecht
zu machen. Sie schreibt:

„Es wird Uldeß angenommen, daß auch der
Bundesrath binnen Kurzem bem Gesetzentwurf
feine Zustimmung ertheilen wird. Der Entwurf
enthält vor Allem bie große Verbesserung, baß
er ben Reichskanzler ermächtigt, nicht nur ben Text bes
Gewerbegerichtsgesetzes aus Grunb ber beschloßenen
Aenderungen auf'S Neue besannt zu machen, sonbern
vor Allem auch, in biejem neue» Texte be» Verweisungen
ans bie Vorschriften ber Zivilprozeßorbnimg unb ber
Gewerbeordnung diese Gesetze in ihrer gegenwärtigen
Fassung zu Grunde zu legen. Dieser Fortschritt wird
von allen an den Gewerbegerichten Betheiliglen mit be-
sonderer Genugthuung begrüßt werben, denn zur Zeit
ist es kaum noch möglich, sich in dem geltenden Rechte
rasch zurechtzufinden, schon weil die Zivilprozeßordnung
eine ganz neue und von ber alten vielfach abweichende
Nummerbezeichnung ber einzelnen Paragraphen erhalten
Hal. Als nicht minder glücklich kann der Versuch an-
gesehen werden, bei Wahlverfahren den Grundsatz ber
Verhält ttißwahl einzuführen, unb damit auch der
Minderheit bei den Wahlen zu ihrem Rechte zu
verhelfen. Dieses Verhältnißtvahljystem ist allerdings
nur als ein fakultatives beschloßen worden, und es wttd
abzuwarten sein, wie weit eS sich in der Praxis ein»
führen und bewähren wird.

„Ein Theil ber Industriellen hat nun von den
Neuerungen des Gesetzentwurfes besonders heftig die
Bestiminnng angegriffen, wonach der Vorsitzende des
Gemerbegerichtes, das als Einigungsamt in Thätigkeit
tritt, bie Berechtigung erhält, zur Einleitung ber Ver-
hanblnngeu unb in bereu Verlaufe an den Streitigkeiten
beteiligte Personen vorzuladen und zu vernehnlen, nnd
unter Umständen für ben Fall des Nichterscheinens eine
Geldstrafe bis zu X. 100 anzubrohen. Jene Jnbustriellen
Hallen biefe Bestimmung für einen schweren unb ver-
häiignißvollen Eingriff in die Freiheit des Slrbeiis-
verttages, während für die große Mehrheit deS Reichs-
tages bie Erwägung maßgebenb war, daß der Staat
alle Ursache hat, eine Vermittlungs-
insta 11 z zu schassen, um nach Möglichkeit den
AnSbruch großer Ausstandsbewegungen
zu verhindern, die nicht nur die zunächst davon
betroffenen Arbeiter und Arbeitgeber und deren Familien,
sondern vielfach die weitesten Kreise der Bevölkerung in
Mitleidenschaft ziehen und nicht selten bem Auslande
zuui Nachtheile des Inlandes von größtem Nutzen
werden können. Wenn von industrieller Seite
darauf verwiesen wird, daß der hier ausgesprochene
Erscheinungszwang deshalb so bedenklich fei,
weil daraus weiter nicht nur ein Verhandluugszwang,
sonder» auch ein Eüiignugszwang hervorgerufen werden
könnte, so bietet unseres Erachtens ber Wortlaut bes
Gesetzentwurfs zu dieser Befürchtung keinen
Anhalt. Der Entwurf kennt thatsächlich nur den
Er s ch e inungS zwang nicht aber einen Der -
handln n gL- oder E i n t g u n g S zwang. Wenn ein
Arbeitgeber wider seinen Willen gezwiingen wird, vor
beut EinigungSamte zu erscheinen, so genügt eS für ihn,
sachlich die an ihn gestellten Fragen des Vorlitzenden ju
beantworten; im Uebrigen aber braucht er sich auf keine
EinigungSverhandtungeii einzulassen; er kann vielmehr
von vornherein erkläre», daß er nach Lage der Sache
von einer Einigung zur Zeil keinerlei Nutzen ermatte
unb eS für zweckmäßiger Halle, baß bie Arbeiter ihren
Kamps burchsührtm. ES ist daher nicht e i n z u s e h e n,
welcher Schaden ans einem solchen ErscheinungS-
zwange hergeleitet werden kann."

Hier wirb bie Sachlage in ber That richtig dar-
gestellt. Daraus ergiebt sich aber auch, daß bas ganze
Gezeter ber Scharfmacherbaiibe in bet Gesetzesnovelle
keine Unterlage für ihre Berechtigung findet. In Wirk-
lichkeit handelt eS sich bei bem Widerstande bet Scharf-
machetkliquen auch nur um den Versuch, jede Besse-
rung im Interesse der Arbeiter zu Verbindern
und sich bie Gelegenheit zu Machtproben
zu erhalten.

Zur Riichstagöersatzwahl in Duisburg wird
als Kandidat der Nationalliberalen und
Konservativen der Landtagsabgeordnete für den-
selben Wahlkreis, Dr. Beumer, ausgestellt. Beumer
ist Generalsekretär des Vereins zur Wahning der ge«

HamburgerEcho.


